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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
BAG Bundesamt für Gesundheit
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
KJFF Pflegefachperson mit Schwerpunkt Kinder, Jugendliche, Frauen und

Familie
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
PH Pädagogische Hochschule
NFP Nationales Forschungsprogramm
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
FH Fachhochschule
Agroscope Kompetenzzentrum des Bundes für landwirtschaftliche Forschung
RPG Raumplanungsgesetz
BWL Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung
MINT Fächer und Berufe aus den Bereichen Mathematik, Informatik,

Naturwissenschaften und Technik.
ArG Arbeitsgesetz
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
NAV Normalarbeitsverträge
Agenda 2030 Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung — Programm der UNO, 2016 in

der Schweiz eingeführt
InstA Institutionelles Abkommen
BNE Bildung für nachhaltige Entwicklung
ESG ESG
LwG Landwirtschaftsgesetz
MICE Meetings, Incentives, Conventions, Events

ONU Organisation des Nations unies
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
EPF École polytechnique fédérale
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
EEE l'Espace économique européen
HEP haute école pédagogique
PNR Programme national de recherche
PME petites et moyennes entreprises
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
HES Haute école spécialisée
Agroscope Centre de compétence de la Confédération suisse pour la recherche

agricole
LAT Loi sur l'aménagement du territoire
OFAE Office fédéral pour l'approvisionnement économique du pays
MINT Branches et métiers des domaines Mathématiques, Informatique,

sciences Naturelles et Informatique
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LTr Loi sur le Travail
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
CTT Contrats-types de travail
Agenda 2030 Agenda 2030 de développement durable — Programme de l'ONU mis en

place dès 2016 par la Confédération
InstA Accord institutionnel
EDD Education en vue d'un développement durable
ESG ESG
LAgr Loi sur l'agriculture
MICE Meetings, Incentives, Conventions, Events
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Chronique générale

Politique étrangère

Relations avec l'UE

Nachdem Roland Fischers (glp, LU) Postulat zur Integration der Schweiz in den
Europäischen Binnenmarkt durch einen Beitritt zum EWR in der Herbstsession 2021
noch von Roger Köppel (svp, ZH) bekämpft worden war, wurde es in der
Frühjahrssession 2022 im Nationalrat beraten. Postulant Fischer bedauerte in seinem
Votum nicht nur die Ablehnung des EWR-Beitritts 1992, sondern auch den
Verhandlungsabbruch über das InstA, das den etablierten bilateralen Weg «dynamisiert
und zukunftsfähig gemacht hätte». Fischer sah die Zeit gekommen, den EWR als
Alternative für die Integration der Schweiz in den europäischen Binnenmarkt zu
analysieren. So hätte auch jene Generation, die 1992 noch nicht abstimmen konnte, die
Möglichkeit, die Debatte über die Vor- und Nachteile des EWR zu führen. Der EWR
funktioniere und habe sich bewährt, wie die Beispiele Norwegen, Island und
Liechtenstein zeigen würden. Zudem seien im EWR-Vertrag die institutionellen Fragen,
die Mitwirkung und die Streitbeilegung geregelt, und EWR-Mitglieder profitierten von
den Kooperationsabkommen wie Horizon und Erasmus plus. Roger Köppel lehnte die
Forderung des Postulats weiterhin ab und sprach sich gegen einen Bericht zu einer
möglichen EWR-Mitgliedschaft aus, die er als «Nirwana der zwischenstaatlichen
Beziehungen zwischen der EU und der Schweiz» und als «Ende der Schweiz als
unabhängige[n] Staat» bezeichnete. Demnach sei der Binnenmarkt ein Teil der
staatlichen Ordnung, wodurch man mit einer Teilnahme an fremde Institutionen
andocken und damit die Steuerfähigkeit verlieren würde. Er wies seinen Ratskollegen
Fischer auch darauf hin, dass die APK-NR 2013 explizit eine Unterscheidung zwischen
dem Marktzugang und der Partizipation am europäischen Binnenmarkt vorgenommen
hatte. Der Nationalrat habe diese Differenzierung mit der Annahme einer darauf
basierenden SVP-Motion daraufhin bestätigt. Bundesrat Parmelin beantragte die
Annahme des Postulats und verwies auf einen in Entstehung befindlichen Bericht über
die Beziehungen zur EU. Darin würden verschiedene Alternativen zum bilateralen Weg
geprüft, unter anderem auch ein EWR-Beitritt. Der Nationalrat folgte diesem Aufruf und
nahm das Postulat mit 112 zu 69 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. Die SVP-Fraktion
sowie einige Fraktionsmitglieder der FDP.Liberalen und der Mitte sprachen sich gegen
eine Annahme aus. 1

POSTULAT
DATE: 08.03.2022
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2022 behandelte der Nationalrat ein Postulat seiner
aussenpolitischen Kommission, welches sich mit den «Unterschiede[n] zwischen dem
Schweizer und dem EU-Recht im Bereich des Arbeitnehmerschutzes» beschäftigte.
Die APK-NR verlangte vom Bundesrat einen Bericht, in dem dieser aufzeigen sollte,
welche Anpassungen nötig wären, um das Schweizer Recht im Bereich des
Arbeitnehmendenschutzes demjenigen der EU anzugleichen. Ausserdem sollte der
Bericht aufzeigen, ob eine derartige Angleichung den Arbeitnehmendenschutz
verbessern oder verschlechtern würde. Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) erklärte,
dass der Bundesrat nach dem Abbruch der Verhandlungen über das Rahmenabkommen
autonome Anpassungen des nationalen Rechts an dasjenige der EU geprüft habe, sich
dabei aber auf die fünf vom damaligen InstA betroffenen Marktzugangsabkommen
beschränkt habe. Die APK-NR wolle jedoch diese Untersuchungen auf weitere Bereiche
ausweiten. Seine Kommissionskollegin Bulliard-Marbach (mitte, FR) fügte an, dass das
Parlament eine gute Entscheidungsgrundlage für die anstehenden Verhandlungen mit
der EU benötige und die Themen Personenfreizügigkeit und Arbeitnehmendenschutz im
Mittelpunkt der Diskussionen stehen dürften. Eine Kommissionsminderheit Portmann
(fdp, ZH) beantragte der grossen Kammer, den Vorstoss abzulehnen. Portmann vertrat
die Ansicht, dass der Sozialbereich nicht Teil der Binnenmarktabkommen mit der EU sei
und die Schweiz zurzeit eine liberale Regulierung des Arbeitsmarktes praktiziere. Eine
derartige Analyse sei dementsprechend nicht relevant. Der Minderheitssprecher
bezeichnete das Postulat als «Frontalangriff auf unseren noch halbwegs liberalen
Arbeitsmarkt» und fürchtete sich vor einem «sozialistischen Arbeitsmarkt». Auch der
Bundesrat zweifelte den Nutzen des Postulates an, da eine derartige Analyse lückenhaft
ausfallen würde. Bundesrat Guy Parmelin wies darauf hin, dass das Schweizer System
auf einer starken Sozialpartnerschaft und einem gemeinsamen Dialog mit allen
Anspruchsgruppen beruhe, mithilfe derer man spezifische Branchenlösungen suche.
Man beobachte die Entwicklungen im EU-Recht aufmerksam und berücksichtige diese,
sofern sie zur Erreichung der Schweizer Ziele beitragen. Der Nationalrat stimmte

POSTULAT
DATE: 29.09.2022
AMANDO AMMANN
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schliesslich mit 90 zu 90 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nach Stichentscheid von
Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) für die Annahme des Postulats. SP, Grüne
und Grünliberale stimmten dafür, SVP und FDP dagegen, die Mitte zeigte sich
gespalten. 2

Sophie Michaud Gigon (gp, VD) forderte mit einem im März 2022 eingereichten Postulat
einen Bericht über die Auswirkungen des Verhandlungsabbruchs mit der EU auf die
Schweizer Wirtschaft. In diesem Bericht solle der Bundesrat darlegen, wie sich dieser
Abbruch kurz- und mittelfristig auf die Schweizer Wirtschaft auswirke, wenn es mit der
EU zu keinem Konsens zur Weiterentwicklung des bilateralen Wegs komme. Der
Bundesrat solle zudem auf Lösungsvorschläge, mit denen er die Folgen seines
Entscheids abfedern möchte, eingehen. 
Der Bundesrat lehnte das Ansinnen ab. Er wies darauf hin, dass nicht klar sei, ob und
falls ja, welche Bereiche der sektoriellen Teilnahme am EU-Binnenmarkt aufgrund des
Wegfalls von Abkommensaktualisierungen gefährdet seien. Er habe jedoch seit dem
Scheitern der Verhandlungen mehrfach bekräftigt, dass er den bilateralen Weg
weiterführen möchte, den zweiten Schweizer Beitrag an ausgewählte EU-
Mitgliedstaaten freigegeben, einen politischen Dialog mit der EU vorgeschlagen und im
Februar 2022 die Stossrichtung für ein neues Verhandlungspaket mit der EU
veröffentlicht.
Der Nationalrat behandelte den Vorstoss in der Herbstsession 2023.
Wirtschaftsminister Parmelin erklärte, dass eine solche Analyse methodisch schwierig
zu bewerkstelligen sei und keine hohe Aussagekraft aufweisen werde. Ausserdem sehe
die Lage heute etwas besser aus als noch zum Zeitpunkt des Abbruchs der
Verhandlungen: Im Juni 2023 habe der Bundesrat die Parameter für ein neues
Verhandlungsmandat mit der EU vorgestellt, weshalb nun vorsichtig von einer positiven
Dynamik gesprochen werden könne. Die grosse Kammer nahm das Postulat dennoch
mit 104 zu 81 Stimmen bei 6 Enthaltungen an. Gegen den Vorstoss sprachen sich die
geschlossen stimmenden SVP- und FDP.Liberalen-Fraktionen sowie zwei Mitglieder der
Mitte-Fraktion aus. 3

POSTULAT
DATE: 20.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Relations avec d'autres Etats

Maya Graf (gp, BL) hatte im März 2018 im Nationalrat ein Postulat eingereicht, welches
den Bundesrat aufforderte, die Auswirkungen des Freihandelsabkommens mit China
auf die Einhaltung der Menschen- und Minderheitenrechte zu überprüfen. Graf
erläuterte, dass der Bundesrat in den vergangenen Jahren eine Verschlechterung der
Menschenrechtslage in China festgestellt habe. Zudem mache China seinen Einfluss
vermehrt global geltend, was sich nicht zuletzt auf die tibetische Exilgemeinschaft
auswirke, deren Grundrechte nicht mehr umfassend gewährleistet würden. Dies habe
sich auch beim Staatsbesuch von Präsident Xi Jinpingin 2017 gezeigt, als
Protestveranstaltungen stark reguliert worden seien. Nationalrätin Graf forderte daher
fünf Jahre nach Abschluss des Freihandelsabkommens (2014) eine Evaluation in Form
eines Human Right Impact Assessments. 
In seiner Stellungnahme betonte der Bundesrat den wirtschaftspolitischen Hintergrund
des Abkommens mit China. Zwar beinhalte es Verweise auf die Charta der UNO und
Themen im Kontext der Menschenrechte könnten angesprochen werden. Jedoch
bestehe keine Verbindung zu den Minderheitsrechten in der Schweiz oder China,
weshalb das Abkommen darauf auch keine Auswirkung haben dürfte. Die Schweizer
Aussenpolitik setze sich für die Förderung der Menschenrechte ein, daher äussere die
Schweiz ihre Bedenken hinsichtlich der Lage in China regelmässig auf bilateraler und
multilateraler Ebene. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 
Nachdem Maya Graf im Herbst 2019 in den Ständerat gewählt worden war, übernahm
Neo-Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) das Postulat. In der Frühlingssession
2020 kam es zur Behandlung in den Nationalrat. Bundesrat Parmelin erklärte, dass man
im Falle einer Wirkungsstudie keine Effekte auf die Minderheitenrechte oder
Meinungsfreiheit erwarten könne, da das Freihandelsabkommen diese nicht behandle
und empfahl die Ablehnung des Postulats. Dieser Empfehlung wurde mit 106 zu 84
Stimmen entsprochen, obwohl die Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP fast
geschlossen für die Annahme gestimmt hatten. 4

POSTULAT
DATE: 03.03.2020
AMANDO AMMANN
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Politique économique extérieure

In der Herbstsession 2020 war das Postulat Reimann (svp, SG) «Auslandsabhängigkeit
der Schweiz vermindern, souveräner und krisenresistenter werden» von Felix
Wettstein (gp, SO) bekämpft worden, weshalb es erst in der Wintersession desselben
Jahres im Nationalrat behandelt werden konnte. Dort plädierte der Postulant erneut
dafür, dass die Schweiz sich resistenter machen müsse, um dadurch auch besser auf
zukünftige Pandemien vorbereitet zu sein. Er richtete sich in seiner Ansprache vor
allem an die Fraktion der Grünen und hob daher auch die Verminderung der
Abhängigkeit von Primärrohstoffen hervor. Bundesrat Parmelin empfahl dem
Nationalrat ebenfalls die Annahme des Postulats, weil die Covid-19-Pandemie gezeigt
habe, wie wichtig die Versorgungssicherheit sei. Obwohl man in der jetzigen Krise keine
ernsthaften Engpässe erlebt habe, sei der Bundesrat gewillt, aus der Krise zu lernen und
notwendige Massnahmen zu ergreifen. Aufgrund verschiedener parlamentarischer
Interventionen würden das BAG und das BWL Berichte erarbeiten, um das derzeitige
System der Versorgungssicherheit in ihren jeweiligen Bereichen zu überprüfen.
Parmelin verwies auch auf die verwandten Motionen Häberli-Koller (cvp, TG; Mo.
20.3268) und der Mitte-Fraktion (Mo. 20.3245), welche ähnliche Forderungen gestellt
hatten, jedoch ohne vorhergehende Bedarfsanalyse. 
Der Nationalrat nahm das Postulat in einem ersten Durchgang mit 90 zu 89 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen) an, musste die Abstimmung aber aufgrund technischer Probleme
wiederholen. Beim zweiten Versuch sprach er sich dann mit 87 zu 83 Stimmen (bei 17
Enthaltungen) gegen das Postulat aus. Ausschlaggebend für die Ablehnung waren die
zahlreichen Enthaltungen der SP-Fraktion sowie das Umschwenken mehrerer GLP-
Mitglieder. 5

POSTULAT
DATE: 30.11.2020
AMANDO AMMANN

Die APK-NR forderte den Bundesrat mit einem im Oktober 2023 eingereichten Postulat
dazu auf, eine umfassende Revision des Aussenwirtschaftsgesetzes zu prüfen. Im
verlangten Bericht solle der Bundesrat etwa festlegen, welche Prinzipien in den
Bereichen Menschen- und Arbeitsrechte, Eigentumsrechte und Patentschutz beim
Abschluss von neuen Abkommen eingehalten werden müssen. Weiter sollen auch die
beiden Aussenpolitischen Kommissionen mehr Informationen zu den Verhandlungen
über aussenwirtschaftliche Abkommen erhalten, insbesondere wenn sich die
Verhandlungen als schwierig erweisen. Schliesslich soll auch die demokratische
Legitimation solcher Abkommen gestärkt werden.
Eine Kommissionsminderheit um Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) beantragte, das
Postulat abzulehnen. Auch der Bundesrat lehnte das Postulat ab. Er argumentierte, dass
die Zusammenarbeit zwischen Bundesrat und Parlament in der Aussenwirtschaftspolitik
gut funktioniere; das WBF informiere die aussenpolitischen Kommissionen regelmässig
auch über die wichtigen aussenwirtschaftspolitischen Entwicklungen. Im Hinblick auf
die Prinzipien, welche in den Verhandlungen über neue Abkommen eingehalten werden
sollen, wies der Bundesrat darauf hin, dass er sich in der Aussenwirtschaftsstrategie zur
Förderung des nachhaltigen Handels im Sinne der Agenda 2030 und der
Nachhaltigkeitsziele der UNO verpflichtet habe. Schliesslich machte der Bundesrat
darauf aufmerksam, dass Verträge, die wichtige rechtsetzende Bestimmungen
enthalten, bereits dem fakultativen Referendum unterlägen. Zudem müsse für alle
Verträge, die referendumspflichtig seien, eine Vernehmlassung durchgeführt werden.
Zusammenfassend stellte der Bundesrat fest, dass der aktuelle Rechtsrahmen in der
Aussenwirtschaftspolitik nicht geändert werden müsse. Er sei jedoch bereit, in einem
Bericht zu analysieren, wie den Forderungen des Postulats ohne rechtliche Änderungen
entsprochen werden könne.
Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Anliegen seiner
Kommission. Kommissionssprecherin Brigitte Crottaz (sp, VD) erläuterte, dass die APK-
NR im März 2023 eine parlamentarische Initiative mit denselben Punkten wie im
vorliegenden Postulat eingereicht hatte. Da diese Initiative bei der
Schwesterkommission keine Zustimmung gefunden habe, habe die nationalrätliche APK
beschlossen, die Initiative zu sistieren und das vorliegende Postulat einzureichen.
Brigitte Crottaz betonte, dass es im Bereich der Aussenpolitik zahlreiche offene Fragen
zur parlamentarischen Mitwirkung gebe. So sage die Bundesverwaltung seit Jahren, dass
sie eine Definition für «Abkommen mit wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen»
vorlegen werde, dies sei bislang jedoch nicht geschehen. Darüber hinaus habe das
knappe Abstimmungsergebnis über das FHA mit Indonesien gezeigt, dass der
Bevölkerung der Einbezug von Menschenrechten, Klimagerechtigkeit und anderen
Nachhaltigkeitsanliegen in neue Abkommen ein wichtiges Anliegen sei.
Minderheitssprecher Hans-Peter Portmann liess hingegen kein gutes Haar am Postulat.
Er kritisierte die Kommissionsmehrheit scharf und bezeichnete den Vorstoss als

POSTULAT
DATE: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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«parteipolitische[n] Missbrauch» durch Mitte-Links. Er argumentierte, dass er der
Revision des Aussenwirtschaftsgesetzes gegenüber offen stehe, ein entsprechender
Vorstoss aber ergebnisoffen formuliert werden müsse. Portmann gab zudem zu
Bedenken, dass einige der Punkte bereits erfüllt seien, so würden die APK bereits
regelmässig in den Sitzungen über laufende Verhandlungen informiert und konsultiert.
Nachdem sich auch Wirtschaftsminister Parmelin in seinem Votum noch einmal gegen
den Vorstoss ausgesprochen hatte, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung. Sie
nahm den Vorstoss knapp mit mit 95 zu 89 Stimmen bei 1 Enthaltung an. Die
ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden FDP.Liberalen- und
der SVP-Fraktion. 6

Economie

Politique économique

Politique économique

Lors de la session d'automne, le conseiller national Fabio Regazzi (centre, TI) a déposé
un postulat pour mettre en évidence la pénurie de personnel qualifié dans les PME.
L'élu tessinois a souligné que les indices utilisés par l'Administration fédérale pour
évaluer cette pénurie sont déroutants ; sa proposition vise ainsi à établir une base
solide et incontestable de données pour lutter efficacement contre ce problème.
Comme exemple, le centriste a illustré que dans l'hôtellerie, moins d'un tiers des
chômeurs sont qualifiés, ce qui entraîne une inadéquation entre les demandes
d'emploi et les compétences disponibles. Ce dernier a également insisté sur la
nécessité de mettre à jour les données afin de mieux comprendre la situation du
marché du travail et ainsi prendre des mesures appropriées.
En réponse, le conseiller fédéral Guy Parmelin a confirmé que la pénurie de main-
d'œuvre qualifiée est un défi pour l'économie suisse. Le vaudois a mentionné que le
Secrétariat à l'économie (SECO) avait récemment publié un système d'indicateurs pour
évaluer la situation de la main-d'œuvre, et que celui-ci prend en compte divers
facteurs, y compris le niveau de qualification, la démographie des travailleurs,
l'immigration et la croissance de l'emploi. Le ministre en charge de l'économie a
également expliqué que ce système avait été mis à jour afin de mieux refléter la réalité
du marché du travail. Par conséquent, le Conseil fédéral a recommandé de rejeter le
postulat, estimant que les nouvelles données fournies par le système d'indicateurs
répondent aux préoccupations soulevées.
Lors du vote final, le postulat a créé des dissensions au sein des groupes politiques. Il a
été rejeté par le Conseil national par 88 voix contre (l'ensemble des élu.e.s
Vert'libéraux, 32 du PS, 25 UDC, 16 PLR et 1 Vert-e-s) et 83 voix pour (l'ensemble des
élus du Centre, 29 Vert-e-s, 23 UDC, 4 PLR et 2 PS) et 9 abstentions (4 PLR, 3 PS et 2
UDC). 7

POSTULAT
DATE: 21.09.2023
LLOYD FLETCHER

Le conseiller aux Etats Josef Dittli (plr, UR) a déposé un postulat pour aider les PME
suisses à appliquer les directives ESG. Le postulat charge le Conseil fédéral d'élaborer
un rapport éclairant les impacts potentiels, tant directs qu'indirects, des nouvelles
directives européennes et internationales en matière d'ESG (Environnement, Social et
Governance) sur les PME suisses. Pour appuyer sa proposition, le sénateur libéral-
radical a rappelé que de nombreuses PME suisses sont confrontées à des pressions
croissantes de la part des investisseurs, des consommateurs et des réglementations au
niveau européen, alors même que les critères ESG gagnent en importance. L'élu uranais
a également rappelé que l'intégration des critères ESG ouvre des opportunités
d'innovation pour les PME suisses. Ainsi, la création d'un cadre approprié serait crucial
pour permettre aux entreprises de s'adapter aisément à cet environnement en
mutation et de maintenir leur performance économique. En tirant des leçons des
meilleures pratiques à l'internationale, le sénateur estime qu'il serait envisageable de
mettre en place des incitations supplémentaires afin que les entreprises fixent des
objectifs de durabilité conformes à l'Agenda 2030 et travaillent à les atteindre.
Lors des délibérations au Conseil des Etats, le Conseil fédéral, représenté par Guy
Parmelin, a recommandé d'accepter le postulat. L'exécutif partage l'avis selon lequel les
PME suisses pourraient être affectées par des désavantages concurrentiels dus aux
réglementations de l'Union européenne (UE). Le Conseil fédéral propose ainsi
d'effectuer une analyse approfondie. Lors du vote, la chambre haute a adopté
tacitement la proposition. 8

POSTULAT
DATE: 11.12.2023
LLOYD FLETCHER
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Politique structurelle

Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat im Herbst 2022 ein
Postulat Schneider-Schneiter (mitte, BL) zur Frage der Versorgungssicherheit mit
Metallen und seltenen Erden mit 102 zu 76 Stimmen an. Mit dem Postulat forderte die
Baselbieterin, dass der Bundesrat in Anlehnung an den Bericht in Erfüllung des
Postulats 12.3475 einen Zusatzbericht zur langfristigen Schweizer Aussenpolitik bei
Metallen und seltenen Erden verfasst. Im Bericht enthalten sein sollen Überlegungen,
wie die Abhängigkeit vom Ausland in diesem Bereich reduziert werden kann und welche
Massnahmen der Bundesrat für die Recylingwirtschaft sowie für die Forschung zur
Substituierung solcher kritischer Stoffe vorsieht. Nationalrätin Schneider-Schneiter
fügte im Rat an, dass mehr als 90 Prozent der weltweit verwendeten seltenen Erden aus
China stammten und praktisch alle elektronischen Produkte auf solche Materialien
angewiesen seien. Sie argumentierte, dass das Freihandelsabkommen mit China nicht
sicherstelle, dass diese Schlüsselrohstoffe sowie die daraus entstehenden Produkte
stets geliefert würden. Es brauche deshalb eine umfassende Strategie, die diese
politischen und ökonomischen Abhängigkeiten sowie deren ökologische Ursachen
genauer betrachte. 
Der Bundesrat erachtete die Ausarbeitung einer neuen Strategie oder die Einführung
neuer Massnahmen als nicht notwendig. Wie Wirtschaftsminister Guy Parmelin im Rat
erklärte, sei die wirtschaftliche Abhängigkeit von China in Bezug auf seltene Erden in
den letzten Jahren gesunken, da sich die Produktion geografisch diversifiziert habe: Im
Jahr 2019 stammten nur noch 62 Prozent des weltweiten Volumens aus der
Volksrepublik. Zudem importiere die Schweiz primär weiterverarbeitete Produkte und
keine seltenen Erden als Rohstoffe per se, weshalb Preisschwankungen die Schweizer
Wirtschaft nicht direkt betreffen würden. Überzeugt zeigte sich Parmelin des Weiteren
davon, dass die Schweizer Forschung, die Aussenpolitik sowie die Umweltpolitik dazu
beitragen würden, geeignete Lösungen zur Verringerung der Abhängigkeit von seltenen
Erden zu finden. Dem ablehnenden Antrag des Bundesrates folgten die Vertreterinnen
und Vertreter der Fraktionen der FDP und mehrheitlich der SVP; der Ansicht der
Postulantin folgten die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP, der Mitte
sowie der Grünen. 9

POSTULAT
DATE: 29.09.2022
MARCO ACKERMANN

Ein Postulat von Maya Graf (gp, BL) mit der Forderung nach einem Bericht zu den
Entwicklungsperspektiven und der grenzüberschreitenden Vernetzung der Schweizer
Metropolitanregionen und Wirtschaftszentren stiess im Ständerat in der
Sommersession 2023 auf offene Ohren. Mit 28 zu 10 Stimmen überwies die kleine
Kammer das Anliegen an den Bundesrat, welcher aufzeigen soll, wie er die Teilnahme
der Schweiz an internationalen Projekt- und Programmpartnerschaften bestmöglich
unterstützen kann. Wie Maya Graf erklärte, sollten diese Arbeiten unabhängig vom Stand
der Beziehungen zur EU betreffend das Rahmenabkommen erfolgen. Die Postulantin
nannte konkret Initiativen wie «Enterprise Europe Network», «Creative Europe»,
«EU4health», «Digital-Europe», «Elena» oder «Interreg-Programme» wie «Espon» und
«Urbact», welche der Bundesrat beachten soll. Auch Matthias Michel (fdp, ZG) war im
Rat von der Wichtigkeit des Postulats überzeugt und untermalte, dass der
Standortwettbewerb heute weniger zwischen Nationen oder Kantonen stattfinde,
sondern vielmehr zwischen Metropolitanräumen – etwa zwischen den Räumen Stuttgart
(D), Milano (I), Zürich oder dem bassin lémanique. Bundesrat Guy Parmelin war sich der
Bedeutung von Kooperationen zur Standortförderung bewusst, argumentierte im Rat
aber vergebens dafür, dass die Schweiz nach Meinung des Bundesrats bereits genügend
in diesem Bereich unternehme und das Postulat deshalb abzulehnen sei. 10

POSTULAT
DATE: 14.06.2023
MARCO ACKERMANN
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Crédit et monnaie

Banques

In der ausserordentlichen Session im April 2023 zur Übernahme der Credit Suisse
durch die UBS überwies der Nationalrat stillschweigend und neben vier weiteren
Kommissionspostulaten (Po. 23.3443, Po. 23.3445, Po. 23.3446, Po. 23.3447) ein
Postulat der WAK-NR, das eine Beurteilung der wettbewerbsrechtlichen und der
volkswirtschaftlichen Bedeutung des Zusammenschlusses der CS und der UBS
forderte. Der Bundesrat erhielt damit den Auftrag zu analysieren, wie nach der
Vollendung der CS-Übernahme der volkswirtschaftliche Nutzen für die Schweizer
Binnenwirtschaft und den Exportsektor gesichert und weiterentwickelt werden könnte
und abzuklären, ob bezüglich der Kompetenzen, Ressourcen und Instrumente der
Wettbewerbsbehörde Handlungsbedarf besteht. Die Kommission hatte auch die
Prüfung von allfälligen Auflagen gefordert, um die wettbewerbsrechtlichen Bedenken,
die im Rahmen des Zusammenschlusses der beiden Grossbanken aufgekommen waren,
zu beseitigen. Wie Wirtschaftsminister Guy Parmelin im Ratsplenum bekanntgab,
unterstütze der Bundesrat dieses Anliegen und habe dazu eine Aufarbeitung des Too-
big-to-fail-Regelwerks beschlossen. Die Regierung wolle damit die Ereignisse unter
anderem mit Blick auf wettbewerbspolitische Aspekte sowie mögliche Implikationen für
die Finanzplatzstabilität und die Volkswirtschaft untersuchen. 11

POSTULAT
DATE: 12.04.2023
CATALINA SCHMID

Agriculture

Agriculture

Après la publication par le Think tank Avenir Suisse d'un registre listant les privilèges
dont bénéficie le secteur agricole en comparaison aux autres secteurs économiques, le
sénateur Caroni (plr, AR) demande au Conseil fédéral de rédiger un rapport donnant un
«aperçu des règles spéciales au profit ou au détriment de l'agriculture». Cette
demande fait suite à la réponse des autorités à l'interpellation 18.4081, dans laquelle le
Conseil fédéral affirmait qu'il allait analyser cette situation plus en détail. 
En chambre, le conseiller fédéral nouvellement en charge de l'économie et des
questions agricoles, Guy Parmelin, affirme que l'inclusion de telles précisions est
prévue dans le rapport sur la consultation quant à la politique agricole 2022 et
demande, par là-même, aux sénateurs et sénatrices d'accepter ce postulat. Le postulat
est adopté sans autres discussions. 12

POSTULAT
DATE: 20.03.2019
KAREL ZIEHLI

Refusant d'entrer en matière sur la politique agricole 22+ (PA 22+), une majorité de
sénateurs et sénatrices ont préféré demander des éclaircissements au Conseil fédéral
par le biais d'un postulat sur l'orientation future de la politique agricole. Ce texte,
déposé par la CER-CE, devrait déboucher sur un rapport détaillant plusieurs points qui
préoccupent les élu.e.s. L'exécutif est chargé d'analyser, premièrement, les mesures à
mettre en place afin de maintenir le taux d'autoapprovisionnement, deuxièmement, la
manière dont la politique agricole pourrait être transformée en une politique globale
ayant pour but de promouvoir l'alimentation saine et la production durable des
aliments. Le Conseil fédéral devra se pencher, troisièmement, sur la fermeture des
cycles des éléments fertilisants, quatrièmement, sur une simplification du travail
administratif, cinquièmement, sur la manière de garantir la plus grande liberté
entrepreneuriale possible aux agricultrices et agriculteurs. Finalement, le rapport devra
inclure des solutions visant à réduire la distorsion de concurrence, provenant de
normes légales différentes, entre la production indigène et les importations.
Tout comme le Conseil fédéral, 10 parlementaires (contre 30 et 2 abstentions) se sont
opposés à ce postulat, à l'image de Christian Levrat (ps, FR) qui a critiqué la volonté de
la majorité de geler, pour plusieurs années, les discussions sur le futur de la politique
agricole. Le rapport ne sera, en effet, pas publié avant 2022, repoussant l'entrée en
vigueur des dispositions législatives en 2025, selon les calculs du ministre Guy Parmelin.
Ce dernier a déploré que la plupart des questions abordées dans le postulat sont déjà
traitées dans le projet de PA 22+ présenté aux élu.e.s. Peter Hegglin (centre, ZG),
rapporteur de commission, a, quant à lui, estimé que des points importants étaient
encore à éclaircir avant de poursuivre les discussions; un avis partagé par la majorité de
la chambre des cantons. 13

POSTULAT
DATE: 20.08.2020
KAREL ZIEHLI
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Politique agricole internationale

Une majorité des membres de la commission de politique extérieure du Conseil
national (CPE-CN) souhaite que le Conseil fédéral analyse les manières dont la
transparence sur la spéculation alimentaire pourrait être renforcée. En effet, elle
s'inquiète de l'influence de ce phénomène sur les prix des denrées alimentaires à
l'internationale et estime, comme les ministres de l'agriculture des pays du G7, qu'une
meilleure surveillance des marchés devrait être mise en place. La commission est
consciente que la Suisse n'est pas le centre névralgique du commerce international des
denrées alimentaires. Néanmoins, d'importants acteurs étant présents sur le territoire,
il est de la responsabilité des autorités de voir comment contribuer à une meilleure
transparence sur la fluctuation de ces prix, comme argumenté par Christine Bulliard-
Marbach (centre, FR), rapporteuse de commission. Une minorité, menée par Roland
Rino Büchel (udc, SG), s'est opposée à ce texte, arguant, premièrement, que la
spéculation n'a pas d'influence sur les prix des denrées alimentaires, deuxièmement,
qu'il existe à l'international des instruments permettant de récolter des informations
sur l'état des récoltes, de la production et des stocks disponibles, et troisièmement
que la Suisse n'a pas de bourse négociant des matières premières. Au nom du Conseil
fédéral, Guy Parmelin a rappelé qu'un rapport similaire, publié en 2015, avait déjà
permis d'éclaircir ces questions déjà posées dans le cadre de l'analyse de l'initiative
populaire sur la spéculation des denrées alimentaires. Depuis une dizaine d'années,
plusieurs instruments, tant à l'international qu'au niveau national, ont permis
d'accroître la transparence à ce sujet, rendant le postulat caduc selon le Conseil
fédéral. Une majorité de la chambre basse n'étant pas de cet avis, le texte a finalement
été accepté par 105 voix contre 74 (1 abstention). Les autorités sont ainsi chargées de
rédiger le rapport demandé. 14

POSTULAT
DATE: 29.09.2022
KAREL ZIEHLI

Agriculture et protection de l'environnement

Le Conseil des Etats ne veut pas d'un rapport supplémentaire sur la perte des
éléments fertilisants, refusant par 21 voix contre 16 et 3 abstentions un postulat déposé
par Damian Müller (plr, LU). Ce dernier aurait souhaité que le Conseil fédéral examine
les outils utilisés pour effectuer les calculs des pertes d'éléments fertilisants, alors que
de grosses approximations apparaissent dans les rapports rendus par les offices
fédéraux sur cette question. Guy Parmelin, pour le Conseil fédéral, a indiqué que les
autorités allaient faire le nécessaire dans le cadre du train d'ordonnances relatif à la
mise en œuvre de l'initiative parlementaire 19.475. C'est un programme du nom
d'OSPAR qui examinera à l'avenir les objectifs fixés; un programme approuvé par
Agroscope. 15

POSTULAT
DATE: 03.06.2021
KAREL ZIEHLI

Denrées alimentaires

« Wissen ist Macht ». C'est par cette maxime que le rapporteur de commission, Peter
Hegglin (centre, ZG) justifie le besoin d'une transparence accrue sur le marché de
l'alimentation. Selon la CER-CE, cela permettrait aux différents acteurs du marché de
pouvoir mieux se placer lors des négociations sur les prix ou les conditions d'achat. Il
est donc demandé au Conseil fédéral d'analyser la situation afin de proposer, si
nécessaire, des outils supplémentaires en s'appuyant sur l'article 27 de la LAgr
(observation du marché). Malgré une opposition d'une partie des sénatrices et
sénateurs, critiquant un texte superflu (plaidant que plusieurs instruments existent
d'ores et déjà) et qui s'attaquerait au secret des affaires, le postulat a été accepté par
25 voix contre 15 et 3 abstentions. Le Conseil fédéral, par la voix de Guy Parmelin, aurait
préféré traiter ce sujet dans le cadre des prochaines étapes de la politique agricole,
comme cela était prévu. À noter que ce n'est pas la première fois que le Parlement se
penche sur la question de la transparence des prix des produits agricoles. 16

POSTULAT
DATE: 13.12.2022
KAREL ZIEHLI
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Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Der starke Anstieg der Wohnungsmieten in der Schweiz seit der Jahrtausendwende
veranlasste Ständerat Damian Müller (fdp, LU), ein Postulat einzureichen, mit dem er
den Bundesrat beauftragte, die wesentlichen Gründe für die Preisentwicklung der
Mieten zu untersuchen und in einem Bericht darzulegen. Besonderes Augenmerk sollte
laut dem Postulanten auf die Auswirkungen der Einführung der Personenfreizügigkeit
und dem damit einhergehenden Bevölkerungswachstum, der Einführung des
revidierten Raumplanungsgesetzes sowie der Entwicklung des Angebots und der
Nachfrage auf dem Mietwohnungsmarkt gelegt werden. 

Zusammen mit einem weiteren Postulat Müller betreffend die tiefe Leerwohnungsquote
befasste sich der Ständerat in der Frühjahrssession 2023 mit dem Vorstoss. Im Stöckli
stiess das Postulat weitgehend auf Zustimmung. Carlo Sommaruga (sp, GE) kritisierte
zwar noch, dass die Gründe und die Massnahmen gegen die Wohnungsnot bereits
bekannt seien und das Postulat nur dazu diene, dringend nötige Massnahmen
aufzuschieben. Doch nach einem positiven Votum von Bundesrat Guy Parmelin für die
beiden Postulate Müller nahm die kleine Kammer die beiden Vorstösse dennoch
stillschweigend an. 17

POSTULAT
DATE: 06.03.2023
ELIA HEER

Construction de logements et propriété

Ständerat Damian Müller (fdp, LU) ersuchte den Bundesrat mittels eines Postulats, die
drohende «Wohnungsnot» zu untersuchen. Müller sorgte sich insbesondere um die
tiefe Leerwohnungsquote. Die Quote sei zum Zeitpunkt des Einreichens seines
Postulats Ende November 2022 mit 1.31 Prozent so tief gewesen wie seit 20 Jahren
nicht mehr. Der Bundesrat solle untersuchen, welche Gründe zu dieser tiefen Quote
geführt hätten und mit welchen Massnahmen die Situation entschärft werden könne.
Als mögliche Ursachen, die die Regierung evaluieren solle, nannte der Postulant die
2014 erfolgte Einführung des revidierten RPG, die Dauer von Baubewilligungsverfahren,
die geltenden Bestimmungen im Kontext der Ausnützungsziffer, die Verhinderung von
Wohnbauprojekten aufgrund von Einsprachen sowie das natürliche
Bevölkerungswachstum und die Migration. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulats. 

In der Frühjahressession 2023 nahm sich der Ständerat das Postulat vor, zusammen mit
einem weiteren Postulat Müller betreffend die Preisentwicklung der Wohnungsmieten.
Dabei kritisierte Müllers Ratskollege Carlo Sommaruga (sp, GE), dass die Gründe und die
Massnahmen gegen die Wohnungsnot bereits bekannt seien und das Postulat nur dazu
diene, dringend nötige Massnahmen aufzuschieben. Statt eines weiteren Berichts solle
der Bundesrat besser jetzt schon Massnahmen ergreifen; beispielsweise die
Vereinfachung von Wohnungstausch, die Einschränkung von Angeboten wie Airbnb oder
die Errichtung von modularen Notunterkünften. Er wolle das Postulat nicht bekämpfen,
sondern lediglich darauf hinweisen, dass es nötig sei, bereits vor der Veröffentlichung
des geforderten Berichts Massnahmen zu ergreifen, so Sommaruga. Bundesrat Guy
Parmelin versicherte dem Genfer SP-Nationalrat, dass der Bundesrat bereits an
Lösungen arbeite. Ausserdem kündigte er einen runden Tisch zum Thema an und
appellierte an alle Interessenvertreterinnen und -vertreter, an diesem teilzunehmen
und sich in diesem Rahmen aktiv für mehrheitsfähige Lösungen einzusetzen. Der
Ständerat nahm das Postulat schliesslich stillschweigend an. 18

POSTULAT
DATE: 06.03.2023
ELIA HEER
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Politique sociale

Population et travail

Marché du travail

Ein von Ständerätin Maya Graf (gp, BL) eingereichtes Postulat wollte den Bundesrat
beauftragen, einen Bericht über die Auswirkungen der Corona- sowie der Klima-Krise
und der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und auf die Berufsbildung auszuarbeiten
und Perspektiven für eine innovative berufliche Entwicklung aufzuzeigen. Eine weitere
zentrale Frage des Postulats war zudem, inwiefern die Energiewende oder Initiativen
wie «Digitale Schweiz» und «Berufsbildung 2030» zusammen mit den Kantonen
weiterentwickelt werden könnten. Laut Graf stellten die aktuellen Entwicklungen eine
grosse Herausforderung für den schweizerischen Arbeitsmarkt dar, weshalb aktuelle
und schweizweit vergleichbare Daten über die Entwicklung der Arbeitsverhältnisse
sowie eine Prognose zur Integration der vorhandenen Ausbildungsangebote in die
Entwicklung neuer Berufsfelder nötig seien. 
In seiner Stellungnahme zählte der Bundesrat seine bisherigen Möglichkeiten zur
Reaktion auf die genannten Probleme auf – unter anderem auf die Nationalen
Forschungsprogramme (NFP) und auf seine Optionen aufgrund der Einbindung in die
UNO und die OECD – und strich die bisher erfolgreiche Reaktion der Schweizer
Wirtschaft auf den Strukturwandel hervor. Aus diesen Gründen empfahl er, das Postulat
abzulehnen. Nachdem die Postulantin sowie Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) ihre
Positionen in der Sommersession 2021 noch einmal dargelegt hatten, nahm der
Ständerat das Postulat knapp mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. 19

POSTULAT
DATE: 18.03.2021
GIADA GIANOLA

Im Mai 2020 reichte Nationalrätin Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ein Postulat
ein, mit dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, die «Auswirkungen neuer
Arbeitsformen auf die [Verkehrs-]Infrastrukturen zu untersuchen» und «die positiven
Auswirkungen dieser neuen Arbeitsformen auf die Gemeinschaft zu implementieren».
So habe der Corona-bedingte Lockdown die Mobilität stark verändert, diese
Veränderungen seien nun eine Möglichkeit, die Zunahme der Mobilität durch Telearbeit
zu bremsen. Entsprechend sollten die zur Umsetzung dieser neuen Arbeitsformen
nötigen Rahmenbedingungen geschaffen und die dafür nötige Infrastruktur optimiert
werden. Schliesslich forderte sie auch eine Untersuchung der Folgen für die
Gesellschaft. 
Der Bundesrat beantragte, das Postulat abzulehnen und verwies stattdessen auf einen
«Monitoringbericht über die relevanten Entwicklungen im Kontext der Digitalisierung
des Arbeitsmarktes». Er befürworte zwar flexible Arbeitsformen, für welche Arbeiten
diese angebracht sind, müssten jedoch die Arbeitgebenden entscheiden. 
Im Rahmen der Sondersession im Mai 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit dem
Vorstoss. Postulantin Pasquier-Eichenberger betonte in der Debatte, dass es nicht nur
nötig sei, die Auswirkungen der digitalen Veränderungen auf den Arbeitsmarkt zu
untersuchen, sondern auch diejenigen auf die Infrastruktur und die Mobilität.
Entsprechende Untersuchungen würden jedoch bereits in den Verkehrsperspektiven
2050 vorgenommen, erwiderte Bundesrat Guy Parmelin. Mit 93 zu 93 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und Stichentscheid von Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) nahm der
Nationalrat die Motion an. Unterstützt wurde sie von der SP-, der Mitte- und der
Grünen-Fraktion. 20

POSTULAT
DATE: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Im Mai 2020 forderte Nationalrat Piero Marchesi (svp, TI) in einem Postulat die
Ausarbeitung einer Strategie, um die Abhängigkeit des schweizerischen Gesundheits-
und Sozialsektors von ausländischen Arbeitskräften zu beenden. Die Covid-19-
Pandemie habe diese «gefährlich[e], und auch nicht normal[e]» Abhängigkeit
aufgezeigt. Dem soll dadurch entgegengewirkt werden, dass das Interesse von
Jugendlichen an den entsprechenden Berufen gesteigert, die Arbeitsbedingungen
verbessert und Karrieremöglichkeiten geschaffen werden. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er nehme bereits entsprechende Massnahmen zur Attraktivitätssteigerung
der Berufe im Gesundheits- und Sozialbereich vor. 
In der Sondersession 2022 lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 102 zu 50 Stimmen
(bei 35 Enthaltungen) ab. Während die SVP-Fraktion für Annahme des Postulats
stimmte, enthielt sich die SP-Fraktion mehrheitlich der Stimme. Zuvor hatte Bundesrat
Guy Parmelin (svp VD) darauf verwiesen, dass der Bund mit der Umsetzung der

POSTULAT
DATE: 11.05.2022
GIADA GIANOLA
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Pflegeinitiative weitere Massnahmen zur Steigerung der Attraktivität der
entsprechenden Berufe einführen werde. 21

Temps de travail

Im Juni 2020 reichte Samuel Bendahan (sp, VD) ein Postulat ein, mit dem er den
Bundesrat beauftragen wollte, in einem Bericht den Umfang der Nutzung von
Heimarbeit aufzuzeigen und die Idee eines privatrechtlichen «Arbeitsvertrags für
Telearbeit» zu prüfen. Die Corona-Pandemie habe die Heimarbeit verstärkt; immer
mehr Arbeitnehmende arbeiteten heute von zu Hause aus. Die entsprechende Regelung
in einem privatrechtlichen Vertrag solle nun die Rechte und Pflichte der
Arbeitgebenden und -nehmenden klären – so die Argumentation Bendahans. 
Der Bundesrat beantragte im August 2020, das Postulat abzulehnen, weil er keinen
Bedarf für einen zusätzlichen Bericht erkannte. So habe ein im Jahr 2016 publizierter
Bericht gezeigt, dass die allgemein arbeitsrechtlichen Bestimmungen ausreichten, um
Heimarbeit zu regeln. Zudem verwies er auf bereits bestehende Arbeiten in diesem
Bereich: auf eine Informationsbroschüre des SECO zum Thema Homeoffice, auf die
bundesrätliche Stellungnahme zur Motion Reynard (sp, VS; Mo. 19.4156) und auf seine
Antwort zum Postulat Wettstein (gp, SO; Po. 20.3646).
Im Rahmen der Sondersession im Mai 2022 setzte sich der Nationalrat mit dem Postulat
auseinander und Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) stellte für Ende 2022 einen
Fortschrittsbericht über relevante Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung des
Arbeitsmarktes und der Telearbeit in Aussicht. Entsprechend lehnte der Nationalrat das
Postulat Bendahan mit 122 zu 65 Stimmen ab. 22

POSTULAT
DATE: 04.06.2020
GIADA GIANOLA

Im März 2022 forderte Samira Marti (sp, BL) in einem Postulat einen Bericht zu den
Möglichkeiten, Betreuungsverhältnisse in privaten Haushalten dem Arbeitsgesetz zu
unterstellen. Sie erklärte, dass laut einem Bundesgerichtsurteil vom Dezember 2021
durch eine Verleihagentur erfolgte Betreuungsverhältnisse dem ArG unterstellt seien,
nicht aber alle anderen Betreuungsverhältnisse in privaten Haushalten. Dies sei so
Marti, eine Ungleichbehandlung von Betreuungspersonen, die über Verleihagenturen
eingestellt werden, und ohne Vermittlung durch Drittparteien eingestellte
Hausangestellte, für die damit etwa Arbeits- und Ruhezeitbestimmungen nicht
verpflichtend seien. 
Der Bundesrat beantragte, das Postulat abzulehnen. Denn trotz dieser fehlenden
Unterstellung der Betreuungsverhältnisse in privaten Haushaltungen unter das ArG
müssten die Kantone die Arbeits- und Ruhezeit sowie die Arbeitsbedingungen der
Arbeitnehmenden in Privathaushalten mittels NAV regeln. Zudem habe man im Rahmen
der Beantwortung eines Postulats Schmid-Federer (Po. 12.3266) entschieden, die
Verantwortung bei der Regulierung der 24-Stunden-Betreuungsarbeit in
Privathaushalten den Kantonen zu überlassen. 
Der Nationalrat nahm das Postulat in der Herbstsession 2023 mit 101 zu 87 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) gegen den Willen der SVP-Fraktion sowie einer Mehrheit der FDP-
und der Mitte-Fraktionen an. Zuvor hatte Bundesrat Parmelin (svp, VD) erklärt, dass das
SECO daran sei, die Arbeitsbedingungen von über Verleihagenturen angestellten
Betreuungspersonen zu kontrollieren. 23

POSTULAT
DATE: 20.09.2023
GIADA GIANOLA

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Brigitte Crottaz (sp, VD) wollte den Bundesrat mittels eines im Jahr 2021 eingereichten
Postulats dazu auffordern, einen Bericht auszuarbeiten, in welchem die Auswirkungen
von Pestiziden auf die Gesundheit von Arbeitenden in der Landwirtschaft, im Obstbau
und im Weinbau untersucht werden sollen. Im Nationalrat, der den Vorstoss in der
Sommersession 2023 behandelte, stellte die Waadtländerin ihr Anliegen vor. Sie
erklärte, dass in der Schweiz bislang keine entsprechenden Daten existierten, dass aber
aus verschiedenen Studien krebserregende, teratogene, neurotoxische oder
reproduktionstoxische Wirkungen von Pestiziden hervorgehen. Landwirtschaftsminister
Parmelin beantragte hingegen die Ablehnung des Postulats. Er begründete dies mit
nicht vorhandenen Daten, der Dezentralität des Gesundheitssystems und fehlenden
rechtlichen Grundlagen. Aber natürlich sei der Landesregierung die Gesundheit der in
der Landwirtschaft tätigen Personen wichtig. In diesem Zusammenhang machte er auf
die parlamentarische Initiative der WAK-SR (Pa.Iv. 19.475) zur Reduktion des Risikos bei

POSTULAT
DATE: 12.06.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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der Verwendung von Pestiziden und auf die obligatorische Weiterbildung von
Fachkräften zur Wissensstärkung betreffend die Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln aufmerksam. Mit 101 zu 78 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach
sich der Nationalrat gegen den Vorstoss Crottaz aus. Verantwortlich dafür waren die
bürgerlichen Fraktionen, die das Geschäft geschlossen respektive grossmehrheitlich
ablehnten. Die Fraktionen der SP, GLP und der Grünen stimmten dem Postulat hingegen
zu. 24

Médecins et  personnel soignant

Ende September 2023 reichte Maya Graf (gp, BL) ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat mit der Prüfung betrauen wollte, wie er gemeinsam mit den Kantonen
sicherstellen kann, dass der Studiengang Pädiatrie KJFF von den Berufsschulen und
den Ausbildungsorten in koordinierter Zusammenarbeit angeboten wird. Das Geschäft
kam in der Wintersession 2023 in den Ständerat, wo die Postulantin ihr Anliegen
genauer erläuterte. Mit dem Vorstoss wolle sie darauf abzielen, dass die Versorgung mit
spezialisierten Pflegekräften gewährleistet sei. Hierzulande existierten seit 2002
lediglich generalistische Pflegeausbildungen und die Ausbildung im Bereich der
pädiatrischen Pflege finde einzig am Arbeitsort statt. Die entsprechenden Betriebe,
Verbände und Organisationen würden dafür allerdings nicht entschädigt. Bedingt durch
den Personalmangel gestalte sich die Sicherstellung der Ausbildung vor Ort zunehmend
schwierig, was in Engpässen in der pädiatrischen Versorgung münde. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Postulats. Bildungsminister Guy Parmelin begründete
dies damit, dass Ausbildungsinhalte im Gesundheitswesen durch Branchen- und
Berufsverbände definiert würden und die Hochschulen die Autonomie besässen,
zusammen mit der betroffenen Akteurschaft die Studieninhalte zu bestimmen. Der
Bundesrat erachte es daher nicht als angezeigt, mittels Top-Down-Vorgehensweise in
das System einzugreifen. Der Ständerat folgte mit 23 zu 20 Stimmen dem
bundesrätlichen Votum und sprach sich gegen das Postulat aus. 25

POSTULAT
DATE: 11.12.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

En juin 2020, le Conseil national a refusé – par 102 voix contre 83 et deux abstentions –
un postulat Schneider Schüttel (ps, FR) qui demandait un rapport sur les conséquences
de la crise du Covid-19 en fonction du sexe. Le postulat a été combattu par l'UDC
Martina Bircher (udc, AG), qui avait également combattu un postulat similaire, lancé
également par une femme socialiste, Tamara Funiciello. Martina Bircher a repris le
même argument, à savoir qu'elle estime important de ne pas faire une «crise de genre»
de la crise sanitaire. Elle ajoute en outre, qu'il est exagéré de considérer toutes les
différences sociales sous l'angle du genre, puisqu'elle connaît des femmes conduisant
des transports en commun, ainsi que des pères au foyer. Ce sont ces arguments, ou
peut-être l'apport du Conseiller fédéral Parmelin, qui a promis que le facteur genre
serait traité dans les rapports prévus sur la gestion de crise, qui ont conduit à l'échec
de l'objet. 26

POSTULAT
DATE: 19.06.2020
SOPHIE GUIGNARD

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche
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Ecoles obligatoires

Marco Romano (mitte, TI) reichte im Frühling 2019 ein Postulat ein, in dem er einen
Bericht über die Umwelterziehung forderte. In diesem Bericht soll der Bundesrat
festhalten, «wie ein nationaler Aktionsplan zur Bildung in nachhaltiger Entwicklung
(BNE) in der obligatorischen Schule gefördert werden könnte». Romano war der
Ansicht, dass es in der aktuellen Situation – wohl auf den Klimawandel anspielend –
angebracht sei, neue Massnahmen zur BNE zu prüfen und damit eine Debatte über
dieses Thema zu eröffnen. Das Mittel des Aktionsplans habe sich schon in anderen
Bereichen bewährt, nun sei es an der Zeit, dass ein solcher Plan für die Bereiche
Umweltschutz und Ressourcennutzung in der obligatorischen Schulbildung erarbeitet
werde.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da die nachhaltige Entwicklung
bereits grundlegend in die Lehrpläne der drei Sprachregionen integriert sei. Den
Lehrpersonen stünden zahlreiche Lehrmittel des nationalen Kompetenz- und
Dienstleistungszentrums für BNE «Education 21» zur Verfügung. Diese Institution
erstatte zudem regelmässig Bericht über die erbrachten Dienstleistungen und zeige auf,
welche Trends zu beachten seien. Vor diesem Hintergrund sei ein neuer Bericht nicht
angebracht.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Postulat.
Nachdem Nationalrat Romano und Bildungsminister Parmelin ihre Argumente noch
einmal vorgebracht hatten, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung und nahm das
Postulat mit 111 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Die SVP- und die FDP.Liberalen-
Fraktion stimmten geschlossen gegen den Vorstoss. Grüne, SP, GLP sowie fast die ganze
Mitte-Fraktion votierten für die Annahme des Postulats. 27

POSTULAT
DATE: 01.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Formation professionnelle

Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH) reichte im März 2021 ein Postulat betreffend den
Zeitpunkt der Lehrstellenausschreibung und Lehrstellenvergabe ein. Er forderte einen
Bericht, in welchem die Auswirkungen dieses Zeitpunkts auf die berufliche Zukunft der
Jugendlichen analysiert wird. Jositsch kritisierte, dass einige Firmen dazu
übergegangen seien, ihre Lehrstellen bis zu 1.5 Jahre vor Antrittsbeginn
auszuschreiben. Dies habe für die betroffenen Jugendlichen, für die Lehrbetriebe, aber
auch für die ganze Volkswirtschaft negative Folgen. Die Jugendlichen stünden dadurch
mit 14 oder 15 Jahren bereits unter einem grossen Druck und hätten kaum Zeit für eine
seriöse Auseinandersetzung mit der Berufswahl. Den Betrieben wiederum fehle
dadurch die Zeit, um in einem gezielten Selektionsverfahren die geeigneten
Jugendlichen zu finden. Dies führe auch zu mehr Lehrabbrüchen, welche die gesamte
Wirtschaft negativ treffen würden.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulates. Es sei auch den
Verbundpartnern der Berufsbildung ein grosses Anliegen, dass die Jugendlichen eine
geeignete Lehrstelle finden. Beim Entscheid der Schweizerischen Berufsbildungsämter-
Konferenz, wonach Lehrstellen schon rund 1.5 Jahre vor Antrittsbeginn publiziert
werden können, sei es aber vor allem darum gegangen, den Mädchen und Jungen sowie
ihren Eltern einen Ausblick zu bieten, «welche Betriebe im Sommer des
darauffolgenden Jahres Lehrstellen anbieten». Ausserdem sei die Tripartite
Berufsbildungskonferenz daran, ein «Commitment Lehrstellen» zu erarbeiten, damit
die Berufswahlvorbereitung für die Jungendlichen nach einem sinnvollen Zeitplan
vonstattengehen kann. Daher brauche es keine weiteren Massnahmen in diesem
Bereich, schloss der Bundesrat.
Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. Nachdem
Daniel Jositsch und Bildungsminister Parmelin ihre Argumente wiederholt hatten, nahm
die kleine Kammer den Vorstoss sehr knapp, mit 20 zu 19 Stimmen, bei einer
Enthaltung, an. 28

POSTULAT
DATE: 03.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Hautes écoles

Der Bundesrat soll dazu angehalten werden, die Ursachen für die Stagnation der
Studierendenanzahl in den Bereichen Architektur, Bauwesen und Geomatik an den
ETH in einem Bericht darzulegen. Die Industrie beklage einen Fachkräftemangel in
diesen Disziplinen, weshalb der Bundesrat Lösungen aufzeigen solle, um die
Studierendenanzahl zu erhöhen und Abhilfe auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen, erklärte
Postulant Jean-Pierre Grin (svp, VD) in der Sondersession im Mai 2023 sein Anliegen.
Bundesrat Guy Parmelin zeigte im Rat auf, dass die beiden ETH bereits heute viel Effort
leisteten, um die MINT-Fächer anzupreisen. Das Bundesamt für Statistik gehe zudem
davon aus, dass an den beiden ETH, der Università della Svizzera italiana sowie an den
Fachhochschulen bis 2029 ein Anstieg der Studierendenzahlen in den entsprechenden
Fächern von vier bis fünf Prozent zu erwarten sei. Aus diesem Grund erachte es der
Bundesrat nicht als nötig, die Situation in einem Postulatsbericht darzulegen. Die
Fraktionen der GLP und der FDP waren zusammen mit der beinahe geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion und wenigen Mitgliedern der Mitte-Fraktion hingegen der
Ansicht, ein Bericht zur Klärung der Situation sei angebracht. Mit 99 zu 90 Stimmen bei
3 Enthaltungen nahm der Nationalrat das Postulat in der Folge an. 29

POSTULAT
DATE: 02.05.2023
MARCO ACKERMANN

Die WBK-NR reichte im Juni 2023 ein Postulat ein, das sich mit den
Dissertationsmöglichkeiten von Abgängerinnen und Abgängern von Fachhochschulen
beschäftigte. Der Bundesrat wurde darin gebeten, zu Fragen der diesbezüglichen
Kooperation zwischen universitären Hochschulen und FH Stellung zu nehmen. Dabei
wollte die Kommission auch wissen, für welche Fachbereiche der FH die Möglichkeiten
zur Dissertation an einer Schweizer Universität nicht bestehen. Die
Kommissionsmehrheit argumentierte, dass nur wenige Absolventinnen und Absolventen
einer FH ein Doktoratsprogramm besuchen; dies berge die Gefahr, dass die FH letztlich
nicht in der Lage seien, den eigenen Lehrkörper auszubilden. Dies sei jedoch angesichts
des FH-Ausbildungscredos «Aus der Praxis für die Praxis» wünschenswert.
Eine Kommissionsminderheit um Peter Keller (svp, NW) beantragte die Ablehnung des
Postulats. Auch der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung, obwohl auch er den
wissenschaftlichen Nachwuchs der FH und der PH fördern wolle. Er wies indes darauf
hin, dass im Rahmen der projektgebundenen Beiträge 2021−2024 der BFI-Periode
2021−2024 bereits Programme zu ebendieser Doktoratsausbildung laufen würden. Eine
Zwischenevaluation dieser Programme sei für 2023 geplant; die Schlussevaluation für
2025.
Der Nationalrat diskutierte das Anliegen in der Herbstsession 2023. Im Rat unterstrich
Minderheitensprecher Keller, dass das Doktorat den universitären Hochschulen
vorbehalten bleiben solle, und verwies auch auf die vom Bundesrat ausgeführten
Kooperationsmöglichkeiten. Bildungsminister Guy Parmelin präzisierte diese bereits
bestehenden Kooperationen; so gebe es etwa für eine Dissertation in Sozialarbeit eine
Kooperation zwischen der PH der Westschweiz (HES-SO) und der Universität Neuchâtel.
Der Rat sprach sich aber in der anschliessenden Abstimmung mit 127 zu 55 Stimmen (1
Enthaltung) für Annahme des Postulats aus. Die geschlossen stimmende SVP-Fraktion
sowie zwei Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion lehnten den Vorstoss ab. 30

POSTULAT
DATE: 21.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Recherche

Hannes Germann (svp, SH) verlangte mittels Postulat vom Bundesrat, die Aufnahme der
Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen in die BFI-Botschaft 2021-2024
zu prüfen. Konkret forderte er, dass eine nationale Strategie und personelle und
finanzielle Ressourcen zur Digitalisierung naturwissenschaftlicher Sammlungen
geschaffen würden. 
Der Bundesrat lehnte die Forderung ab, indem er argumentierte, dass die
Verantwortung für die Sammlungsobjekte, welche das Aufarbeiten und
Verfügbarmachen sowie deren Finanzierung einschliesst, bei den Leitungsgremien der
Museen und Hochschulen sowie ihren Trägern und Trägerinnen liege. Die Träger und
Trägerinnen der Museen seien ausser bei den Museen des Bundes vorwiegend die
Kantone und die Gemeinden. Bei den Hochschulen und den Universitäten liege die
Verantwortung bei deren Leitungsgremien. Eine Finanzierung der Digitalisierung und
Zugänglichmachung über die BFI-Botschaft 2021-2024 schloss der Bundesrat gänzlich
aus, da keine direkte Zuständigkeit des Bundes bestehe. 
In der Herbstsession 2019 wies der Ständerat das Postulat der WBK-SR zur Vorberatung
zu. Die Kommission beschloss ohne Gegenstimme, das Postulat zur Annahme zu
empfehlen. Sie hielt dabei fest, dass die Finanzierung unter Einhaltung des

POSTULAT
DATE: 19.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Subsidiaritätsprinzips und in enger Absprache mit den Kantonen erfolgen müsste. 
In der ständerätlichen Debatte bat Guy Parmelin – obwohl die WBK-SR das Postulat um
das Subsidiaritätsprinzip ergänzt hatte – weiterhin um Ablehnung des Postulates. Er
betonte noch einmal, dass die Verantwortung für die Aufarbeitung der betroffenen
Objekte bei den Verantwortlichen der Museen und der Hochschulen sowie den
Kantonen liege, lediglich bei den Sammlungen der beiden ETH und bei den
Bundesmuseen sei die Eidgenossenschaft zuständig. 
Der Ständerat nahm das Postulat entgegen des bundesrätlichen Antrages einstimmig
an. 31

Culture, langues, églises

Politique culturelle

Mit einem Postulat forderte Simone de Montmollin (fdp, GE) im Herbst 2020 vom
Bundesrat einen «Masterplan», mit dem die Attraktivität der Schweiz für MICE und
Grossveranstaltungen gestärkt werden soll. Konkret sollen Leitlinien entwickelt
werden, welche die Konkurrenzfähigkeit von MICE-Veranstaltungen – diese umfassen
Tagungen, Kongresse, Ausstellungen und Messen – sowie von Kultur- und
Sportveranstaltungen in der Schweiz verbessern sollen. Diese Rahmenbedingungen
sollten dabei in die Botschaft über die Standortförderung des Bundes 2024-2027
integriert werden. Gemäss der Postulantin seien diese Veranstaltungen wichtig für die
touristische Attraktivität der Schweiz und eine wichtige Quelle für Einnahmen und
Arbeitsstellen. Doch insbesondere die Covid-19-Pandemie habe dieser Branche stark
geschadet und die Härtefallhilfen würden nicht ausreichen, um diesen Schaden
auszugleichen. 
Bundesrat Guy Parmelin hielt derweil fest, dass der Bundesrat bereits Massnahmen zur
Förderung des Schweizer Tourismus ergriffen habe – so werde beispielsweise Schweiz
Tourismus für die Jahre 2022/2023 vom Bund mit zusätzlichen Mitteln in der Höhe von
CHF 30 Mio. unterstützt. Zudem habe sich der Schweizer Tourismus im Sommer 2022
bereits sehr gut erholt, womit weitere Massnahmen nicht nötig seien. 
In der Folge lehnte der Nationalrat das Postulat mit 96 zu 78 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) ab. Für den Vorstoss sprachen sich die geschlossen stimmenden
Fraktionen der Grünliberalen und FDP.Liberalen, eine klare Mehrheit der Mitte-Fraktion
sowie einzelne Personen aus der SP- und der SVP-Fraktion aus. 32

POSTULAT
DATE: 29.09.2022
SARAH KUHN
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